
Nachschlagewerk: ja

3GHZ: ja

BGB § 2325 Abs. 3, 2
a) Die Frist des § 2325 Abs. 3 BGB beginnt erst dann, 

wenn der Erblasser einen Zustand geschaffen hat, 
dessen Folgen er selbst noch zehn Jahre lang zu tra­
gen hat und der schon im Hinblick auf diese Folgen 
von einer "böslichen" Schenkung abhalten kann (Ab­
weichung von BGH Urteil vom 25.3.1970 - III ZR 141/68 
= NJW 1970, 1638).

b) Erläßt der Erblasser schenkweise seinen Anspruch 
auf eine ihm zustehende Rente für die Zukunft unein­
geschränkt, dann beginnt damit die Frist des § 2325 
Abs. 3 BGB.

c) Der schenkweise Erlaß einer Geldforderung ist wie die 
Schenkung einer verbrauchbaren Sache zu bewerten
(§ 2325 Abs. 2 BGB).

BGH, Urt.v. 17. September 1986 - IVa ZR 13/85 - OLG Hamm
LG Hagen
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Der IV a - Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Hoegen und die Rich­
ter Dehner, Dr. Schmidt-Kessel, Dr. Zopfs und Dr. Ritter 
auf die mündliche Verhandlung vom 1?. September 1986

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das 
Teilurteil des 1 0. Zivilsenats des Ober­
landesgerichts Hamm vom 20. Dezember 1984 
im Kostenpunkt ganz und im übrigen teil­
weise aufgehoben, soweit das Berufungsge­
richt den Beklagten zur Zahlung weiterer 
56.007,- DM nebst Zinsen verurteilt und so­
weit es dessen Anschlußberufung zurückge­
wiesen hat.

In diesem Umfang wird die Sache zur ander­
weiten Verhandlung und Entscheidung - auch 
über die Kosten des Revisionsverfahrens - 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der beklagte Fabrikant ist der testamentarische Al­
leinerbe seiner am 2. Januar 1982 verstorbenen Mutter
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(Erblasserin). Die Klägerin ist das einzige Kind des 
vorverstorbenen Sohnes Helmut der Erblasserin; sie be­
ansprucht ihren Pflichtteil.

Der Beklagte ist auch Alleinerbe seines 1969 vorver­
storbenen Vaters. Auf diese Weise erlangte er das von sei­
nem Vater gegründete Unternehmen. Dieser hatte den Beklag­
ten in seinem Testament mit einem Rentenvermächtnis zugun­
sten der Erblasserin in Höhe von monatlich 4.000,- DM be­
schwert; Rentenbeträge, die nicht bis zu drei Monaten ab­
verlangt und ausgezahlt seien, sollten nach dem Testament 
des Vaters verfallen. Die Erblasserin hat diese Rente 
nicht voll für sich in Anspruch genommen.

Die Klägerin hat geltend gemacht, die Erblasserin habe 
bis Ende 1973 vom Beklagten monatlich 4.000,- DM erhalten; 
erst an Heiligabend 1973/74 habe sie dem Beklagten die ihr 
vermachte Rente bis auf 1 .0 0 0 ,- DM monatlich für die Zu­
kunft schenkweise erlassen. Sie hat diesen Teilerlaß mit 
233.028,- DM bewertet und verlangt von dem Beklagten hier­
von ein Viertel als Pflichtteil oder Pflichtteilsergänzung. 
Der Beklagte hat eine solche Schenkung zu Heiligabend 1973/ 
74 bestritten. Er hat behauptet, er habe die für die Erb­
lasserin ausgesetzte Rente von Anfang an nicht aufbringen 
können; die Erblasserin habe sich deshalb seit 1970 mit mo­
natlich 1.000,- DM zufrieden gegeben und den Mehrbetrag am 
Geburtstag seiner Ehefrau am 19. September 1970 für alle 
Zukunft und bedingungslos schenkweise erlassen.

Das Landgericht hat eine Schenkung der Erblasserin 
an den Beklagten durch Teilerlaß der vermachten Rente
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nicht feststellen können. Nichtausgezahlte Rentenbeträge 
seien aber infolge der Verfallklausel des Testaments im 
wesentlichen erloschen. Lediglich für die letzten drei 
Monate vor der Tode der Erblasserin habe noch ein Ren­
tenanspruch von 9.000,- DM bestanden. Aufgrund dessen 
hat es der Klägerin als Pflichtteil lediglich 2.250,- 
DM nebst Zinsen zuerkannt. Das Berufungsgericht hat der 
Klägerin weitere 56.007,- OM nebst Zinsen zugesprochen, 
hat den Beklagten verurteilt, seine Auskunft über den 
Nachlaß an Eides Statt zu versichern und hat die An­
schlußberufung des Beklagten zurückgewiesen (vgl. FamRZ 
1965, 967).

Entscheidungsgründe:

Die Revision des Beklagten führt, soweit sie zur 
Entscheidung angenommen ist, zur Aufhebung des ange­
fochtenen Urteils und zur Zurückverweisung der Sache 
an das Berufungsgericht.

I.

Das Berufungsgericht hält den eingeklagten Zah­
lungsanspruch gemäß § 2325 BGB für begründet. Dabei geht 
es davon aus, daß die Erblasserin dem Beklagten das Ren­
tenvermächtnis bis auf monatliche Zahlungen in Höhe von
1.000,- DM schenkweise erlassen hat.
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Zu welchem Zeitpunkt der Erlaß zustandegekommen 
ist, läßt das Berufungsgericht offen. Darauf komme es 
nicht an. Zwar habe der Bundesgerichtshof (Urteil vom 
25.5.1970 - III ZR 141/68 - NJV 1970, 1638) die Frist 
des § 2325 Abs. 3 BGB schon von dem Augenblick an lau­
fen lassen, in dem der Schenker alles getan habe, was 
von seiner Seite für den Erwerb des Leistungsgegen­
standes durch den Beschenkten erforderlich sei. Dem sei 
aber nicht zu folgen. Vielmehr müsse es für die Lei­
stung im Sinne von § 2325 Abs. 3 BGB auf die "wirt­
schaftliche Ausgliederung" des Geschenks aus dem Vermö­
gen des Erblassers ankommen. Bei dem schenkweisen Erlaß 
eines Anspruchs auf laufende Rentenbeträge trete die 
wirtschaftliche Folge aber nicht sogleich, sondern erst 
nach und nach mit jeder Rate fortschreitend ein. Des­
halb müßten die erlassenen Rentenbeträge, die innerhalb 
der Frist des § 2325 Abs. 3 BGB fällig geworden wären, 
in die Pflichtteilsergänzung auch dann einbezogen wer­
den, wenn der Erlaß vorher stattgefunden habe.

Dieser Auffassung vermag der Senat nicht in vol­
lem Umfang zu folgen.

II.

1 . Geht man mit dem Berufungsgericht davon aus, 
daß die Erblasserin ihren Anspruch auf die ihr vermach­
te Rente gegen den Beklagten durch Erlaßvertrag mit die­
sem schenkweise erlassen hat, dann kann ein Pflichtteils- 
berechtigter, aber enterbter Abkömmling wie die Klägerin



neben ihrem Anspruch auf den Pflichtteil ($ 2303 BGB) 
im Hinblick auf die Minderung.des Erblasservermögens um 
den verschenkten Gegenstand auch einen Pflichtteilsergän­
zungsanspruch gemäß § 2325 BGB gegen den Erben haben. Ge­
mäß § 2325 Abs. 3 Halbsatz 1 BGB bleibt die Schenkung je­
doch unberücksichtigt, wenn beim Erbfall bereits zehn Jah­
re seit der Leistung des verschenkten Gegenstandes ver­
strichen sind. Ob der Pflichtteilsberechtigte auf den 
Wachlaß oder gemäß § 2329 BGB auf den verschenkten Gegen­
stand Zugriff nehmen kann, hängt daher - auch bei Vor­
liegen der Voraussetzungen des § 2325 Abs. 1 BGB - viel­
fach davon ab, was unter der "Leistung" im Sinne von 
$ 2325 Abs. 3 BGB zu verstehen ist.

Wie das Berufungsgericht zutreffend hervorhebt, hat 
der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes am 25. Mai 
1970 unter Bezugnahme auf die höchstrichterliche Recht­
sprechung zu § 518 BGB entschieden, daß die Zehn-Jahres- 
Frist des § 2325 Abs, 3 BGB schon dann zu laufen beginne, 
wenn der Schenker alles getan hat, was von seiner Seite 
für den Erwerb durch den Beschenkten erforderlich ist.
Diese Entscheidung ist im wissenschaftlichen Schrifttum 
vielfach auf Ablehnung gestoßen; stattdessen wird von 
vielen Seiten auf den Eintritt des "Leistungserfolges" oder 
' aber jedenfalls auf den Zeitpunkt der wirtschaftlichen Aus- 
gliederung des verschenkten Gegenstandes aus dem Vermögen 
des Erblassers abgehoben (vgl. z.B. Flume, Personengesell­
schaft S. 409 ff.; Heckeimann, Abfindungsklauseln in Ge­
sellschaftsverträgen S. 253 ff.» Huber, Vermögensanteil, 
Kapitalanteil und Gesellschaftsanteil an Personengeseil-
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Seilschaften des Handelsrechts S. 464; Jchannsen WM 1977,
302, 307; Reuter JuS 1971, 289 ff.: Peters FamRZ 1973, 169» 
Finger NJW 1975, 535 f.i Speckmann NJW 1978, 358 f.; Stau- 
dinger/Ferid/Cieslar, BGB 12. Aufl. ö 2325 Rdn. 27 f. ; Scergel 
Dieckmann, BGB 11. Aufl. § 2325 Rdn. 15; MK-Frank BGB § 2325 
Rdn. 24; Paulus RBfleger 1966, 206). Der frühere IV, Zivil­
senat des Bundesgerichtshofes, auf den das Erbrecht vom
III. Zivilsenat damals Ubergegangen war, hat sich von 
der genannten Entscheidung des III. Zivilsenats in sei­
nem Urteil vom 16 .Oktober 1974 (IV ZR 85/73 = NJW 1975,
535; vgl. auch BGHZ 65, 75, 7 6 ) deutlich abgesetzt 
("selbst wenn man ihnen folgt"; siehe auch Johannsen 
aaO). Auch in der (veröffentlichten) Rechtsprechung der 
Oberlandesgerichte (vgl. außer dem angefochtenen Urteil:
OLG Schleswig NJW 1975, 315; OLG Hamm NJW 1969, 2148) 
wird die Rechtsauffassung des III. Zivilsenats abgelehnt.

2 . Der erkennende Senat tritt der angeführten Rechts­
auffassung des Urteils vom 25- Mai 1970 nicht bei; sie 
führt zu unbefriedigenden Ergebnissen.

Die Bedeutung des Wortes "Leistung" in dem genannnten 
Zusammenhang kann anerkanntermaßen nicht allein nach dem 
allgemeinen Sprachgebrauch bestimmt werden; dieser ist zu 
vielgestaltig und zu wenig fest, als daß er für eine der­
artige Festlegung einen ausreichenden Anhalt bieten könn­
te. Aber auch der spezifisch juristische Sinn, der dem 
Wort "Leistung" nach dem derzeitigen Stand der Rechts­
entwicklung etwa auf den Gebieten des Schuldrechts (z.B.
§ 812, § 518 3GB) oder des Erbrechts (vgl. § 2301 BGB) bei­
gelegt wird, erscheint zur Beantwortung der aufgeworfenen



Frage wenig geeignet. Das zeigt sich schon daran, daß 
sich der Begriff der Leistung in § 518 Abs. 2 BGB nach 
der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes nicht einmal 
mit demjenigen in § 2301 BGB (vgl. Senatsurteil vom 
5-3.1986 - IVa ZR 14i/8h - NJW 1986, 2107, 2108 unter II; 
Herrmann, MDR 1980, 883* vgl. auch BGHZ 87, 19, 2^) völ­
lig deckt. Vielmehr kann die Bedeutung des Wortes "Lei­
stung" im Bereich des bürgerlichen Rechts nur unter Be­
achtung des jeweiligen RegelungsZusammenhanges der be­
treffenden Vorschrift und des mit ihr verfolgten gesetz­
geberischen Zweckes erschlossen und entwickelt werden.

t

Mit Recht hat der III. Zivilsenat in der genannten 
Entscheidung daher auf den Zweck von § 2325 Abs. 3 BGB 
abgestellt. Er hat den Hauptgrund und den Hauptzweck 
von § 2325 Abs. 3 Halbsatz 1 BGB darin gesehen, daß nicht 
auf Vorgänge zurückgegriffen werde, die sich schon vor 
vielen Jahren zugetragen haben. Auch nehme der Zusammen­
hang zwischen dem verschenkten Gut und dem eigentlichen 
Nachlaß im Laufe der Zeit immer mehr ab. Zudem solle zu­
mindest im Falle des § 2329 BGB die Rechtslage nicht zu 
lange in der Schwebe bleiben. Wenn die Protokolle zum 
bürgerlichen Gesetzbuch darauf abstellten, in der Zwi­
schenzeit würden sich Erblasser und Pflichtteilsberech­
tigte an den durch die Vermögensminderung geschaffenen 
Zustand gewöhnen, dann spreche auch dies, richtig verstan­
den, für die Auffassung des III. Zivilsenats. Der erkennen­
de Senat hält es für mindestens zweifelhaft, daß die Ge­
setzesmaterialien zu § 2325 BGB in dieser Weise verstan­
den werden wollen.
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Eine zeitliche Grenze, durch die der außerordent­
liche Pflichtteil bei der Berücksichtigung von Schenkungen• *
des Erblasser beschränkt wird, wurde erst bei den Bera­
tungen für den Zweiten Entwurf des Bürgerlichen Gesetz­
buches beschlossen. Der Erste Entwurf enthielt eine sol­
che noch nicht, weil jede Zeit schranke willkürlich sein 
müsse, zumal der Pflichtteilsberechtigte sein Recht bei 
Lebzeiten des Erblassers nicht wahren könne, und weil do­
lose Schenkungen ausgenommen werden müßten, was die Ge­
samtregelung unpraktikabel gestalte (Motive V 453 f.). Zu 
den Gründen für die Einführung der Zeitschranke heißt es 
in den Protokollen:

"Für die Aufnahme einer Frist über welche 
hinaus die weiter zurückliegenden Schenkungen 
dem Angriffe der Pflichtteilsberechtigten ent­
zogen sein sollten, spreche schon die billige 
Rücksicht auf den Beschenkten, dessen Recht- 
nicht zu lange im Schwebezustand gehalten wer­
den dürfe. Es bestehe aber auch ein innerer 
Grund für die Fristbestimmung darin, daß wäh­
rend einer längeren Zwischenzeit zwischen der 
Vornahme der Schenkung und dem Tode des Erb­
lassers nicht nur der Letztere selbst, sondern 
auch seine pflichtteilsberechtigten Angehörigen 
sich in den durch die eingetretene Vermögensmin­
derung geschaffenen Zustand eingewöhnt hätten.
Die ganze Lebenshaltung der Familie werde sich 
inzwischen den veränderten Verhältnissen ange­
paßt, die pflichtteilsberechtigten Abkömmlinge 
würden andere Verhältnisse vielleicht gar nicht 
gekannt haben. Sie würden daher die auf eine weit 
zurückliegende Schenkung zurückzuführende Ver­
ringerung ihres Pflichtteils nicht als Schädi­
gung empfinden. Der Umstand, daß bei solchen 
Schenkungen der Erblasser selbst noch längere 
Zeit hindurch deren Folgen zu tragen habe, bie­
te zugleich eine Sicherheit dafür, daß der Erb-
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lasser bei der Vornahme der Schenkung sich 
von guten Gründen und nicht von der Absicht 
habe leiten lassen, die Pflichtteilsberech­
tigten zu benachteiligen ... Hinsichtlich des 
Beginns der Frist erscheine die Bestimmung 
gerechtfertigt, daß bei Schenkungen an den 
Ehegatten des Erblassers die Frist erst von 
der Auflösung der Ehe an laufen solle. Bei 
Schenkungen unter Ehegatten bleibe der ver­
schenkte Gegenstand tatsächlich gemeinschaft­
liches Vermögen, der Schenker habe also wäh­
rend der Ehe auch nach der Schenkung den Ge­
nuß desselben nicht zu entbehren, ..." (Pro­
tokolle V 587, 588).

Diese Begründung läßt deutlich erkennen, daß die 
Einführung der 2eitschranke darauf angelegt ist, bei der 
Bemessung des außerordentlichen Pflichtteils nur solche 
Schenkungen des Erblassers auszunehmen, deren Folgen er 
selbst längere Zeit hindurch zu tragen, in die er und 
seine Familie sich daher einzugewöhnen hatten und die 
deshalb und dadurch eine (gewisse) Sicherheit vor sol­
chen Benachteiligungen der Pflichtteilsberechtigten bie­
ten, die nicht von guten Gründen getragen sind. Darüber- 
hinaus spricht die Begründung zu § 2325 Abs. 3 Halbsatz 2 
BGB dafür, daß solche Schenkungen, bei denen der Schen­
ker den Genuß des verschenkten Gegenstandes auch nach 
der Schenkung tatsächlich nicht entbehren muß, wie es 
bei-Schenkungen unter Ehegatten die Regel sein dürfte, 
und die den Erblasser deshalb nicht schon wegen ihrer 
Folgen von "böslichen" Schenkungen abhalten mögen, auch 
im Sinne von § 2325 Abs. 3 Halbsatz 1 BGB noch nicht als 
"geleistet" gelten sollen.



3. Hinzu kommt, daß sich die Rechtsauffassung, die 
dieser Entscheidung zugrunde liegt, aus der Sicht zahl­
reicher gewichtiger Äußerungen, aus der Rechtswissenschaft 
und der Praxis und auch nach der Beurteilung durch den 
Senat nicht selten zu unbefriedigenden Ergebnissen führt. 
Dieser Gesichtspunkt gibt den Ausschlag.

Im Schrifttum ist bereits frühzeitig erkannt wor­
den, daß die Entscheidung des III. Zivilsenats vom 25.
Mai 1970 dem Erblasser die Möglichkeit eröffnet, sein 
Vermögen unter Benachteiligung aller, einiger oder auch 
nur eines einzigen Pflichtteilsberechtigten durch Rechts­
geschäft unter Lebenden planmäßig z.B. durch Schenkung 
von Todes wegen in erheblichem Umfang "am Nachlaß vorbei" 
ohne für ihn fühlbares eigenes Vermögensopfer weiterzu­
leiten (z.B. Wieser, MittBay Not 1970, 135 - für nichtehe­
liche Kinder -), sofern er nur rechtzeitig vor seinem 
Tode tätig wird. Dieser Weg wird von den Erläuterungsbü- 
chern offen gewiesen und auch nicht selten genutzt. Auf 
diesem Wege wird das Recht der Pflichtteilsberechtigten 
auf eine angemessene Beteiligung an dem Vermögen des Erb­
lassers in einem Ausmaß gefährdet, das schwerwiegende Fehl 
entwicklungen befürchten läßt. Der Senat hat das Interesse 
der Pflichtteilsberechtigten stets besonders beachtet 
(z.B. BGHZ 8 8 , 102, 106; 8 8 , 269, 272; Senatsurteil vom 
7.3.1984 - IVa ZR 152/82 = NJW 1984, 2939, 2940); es 
steht in einem gewissen Umfang auch unter dem Schutz des 
Art. 14 GG (vgl. BVerfGE 25, 167, 188, 174; 44, 1 , ie, 30 
58, 377, 389 für nichteheliche Kinder, aber auch sonst: 
BVerfGE 67, 329 = NJW 1985, 1455, 1456). Dementsprechend
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erscheint es geboten, von der früheren Auffassung nun­
mehr ausdrücklich abzuweichen: Für den Beginn der Frist ■• • .

des § 2325 Abs. 3 BGB reicht es demgemäß nicht schon aus, 
wenn der Erblasser alles getan hat, was von seiner Seite 
für den Erwerb durch den Beschenkten erforderlich ist. 
Nötig ist vielmehr, daß der Erblasser einen Zustand ge­
schaffen hat, dessen Folgen er selbst noch zehn Jahre 
lang zu tragen hat und der schon im Hinblick auf diese 
Folgen von einer "böslichen" Schenkung abhalten kann.
Dazu bedarf es, wie das Berufungsgericht zutreffend er­
kannt hat, jedenfalls einer "wirtschaftlichen Ausgliede­
rung" des Geschenks aus dem Vermögen des Erblassers.

Im Hinblick auf diese Änderung der Rechtsprechung, 
die der Senat ohne Anrufung des Großen Senats für Zivil­
sachen vornehmen kann (BGHZ 28, 16, 29), ist das ange- 
fochtene Urteil nicht schon deshalb aufzuheben, weil das 
Berufungsgericht (bewußt) von der Rechtsprechung des 
III. Zivilsenats abgewichen ist.

III.

Dennoch kann das angefochtene Urteil nicht bestehen 
bleiben.

1. Der Senat kann sich der Auffassung des Berufungs­
gerichts, die erlassenen Rentenbeträge, die innerhalb der 
Frist des § 2325 Abs. 3 BGB fällig geworden wären, müßten 
in die Pflichtteilsergänzung auch dann einbezogen werden.



wenn der Erlaß vorher zustande gekommen sei, auch auf 
der Grundlage der geänderten Rechtsprechung nicht an­
schließen.

Das Berufungsgericht nimmt an, daß der Anspruch der 
Erblasserin gemäß § 2174 BGB auf Zahlung einer Rente in 
Höhe von monatlich 4.000,- DM durch vertraglichen Teiler­
laß (§ 397 BGB) dauerhaft auf monatlich 1.000,- DM ge­
kürzt worden ist. Auch wenn man davon ausgeht, war der 
verschenkte Gegenstand entgegen der Auffassung des Beru­
fungsgerichts mit dem schenkweisen Erlaß bereits im Sinne 
von § 2325 Abs. 3 BGB "geleistet". Wer einen Anspruch auf 
eine ihm zustehende fortlaufende Rente erläßt, hat - jeden­
falls wenn der Erlaß auch für die Zukunft uneingeschränkt 
erfolgt - sein Rentenrecht damit im Umfang des Erlasses 
vollständig aufgegeben. Dem Erlaß kommt dementsprechend 
dingliche und nicht bloß, wie das Berufungsgericht erwogen 
hat, verpflichtende Wirkung zu. Eine derartige Rentenkür- 
zung, wie sie das Berufungsgericht als schon 1 9 7 0 gesche­
hen unterstellt hat, ist auch ein durchaus fühlbares Opfer, 
an das im Sinne der Protokolle "Gewöhnung" eintreten kann, 
deren Folgen die Erblasserin über zehn Jahre lang selbst 
zu tragen hatte und das schon aus diesem Grunde von der 
Schenkung hätte abhalten können. Daß der "Umfang des Schen­
kungsvolumens", nämlich der Vorteil, den der Beklagte von 
der Schenkung hatte, erst mit dem Erbfall feststand, steht 
dem nicht entgegen. Entscheidend ist vielmehr, ob sich 
die Erblasserin in ihrer Lebensführung vom Zeitpunkt des 
Erlasses an volle zehn Jahre lang auf die gekürzte Rente 
einzustellen hatte..



Demgemäß kann es entgegen der Auffassung des Be­
rufungsgerichts durchaus darauf ankommen, wann ein et-* *
waiger schenkweiser Erlaß vereinbart worden ist.

2. Ebensowenig ist es rechtsfehlerfrei, wenn das Be­
rufungsgericht ohne weiteres davon ausgeht, daß es über­
haupt zu einem schenkweisen Rentenerlaß der Erblasserin 
gekommen sei. Zwar behaupten beiden Parteien eine derarti­
ge Schenkung. Dabei handelt es sich aber um zwei verschie­
dene Vorgänge. Während der Beklagte eine Schenkung am 19. 
September 1970 behauptet, stützt die Klägerin sich auf ei­
ne solche zu Heiligabend 1973, wobei beide Seiten wechsel­
seitig jeweils die andere Darstellung in Abrede stellen. 
Beide Vorgänge müssen für die Beurteilung auseinandergehal­
ten werden und bedürfen, soweit es auf sie ankommt, jeder 
für sich gesonderter Feststellung. Das hat das Berufungs­
gericht verkannt. Stattdessen hat es eine "Schenkung als 
solche" anscheinend als unstreitig und nicht beweisbedürf­
tig und "nur" deren Zeitpunkt als offen angesehen. Das ist 
nicht richtig, weil nicht ein ’̂Rechtsverhältnis als sol­
ches", sondern grundsätzlich nur die Tatsachen, aus denen 
sich dieses Rechtsverhältnis ergeben soll, bestritten 
oder zugestanden werden können (§§ 138 Abs. 3, 288 ZPO).

Im vorliegenden Fall stützt die Klägerin ihren Pflicht­
teilsergänzungsanspruch gemäß § 2325 BGB auf eine Schenkung, 
die zu Heiligabend 1973 stattgefunden haben soll. Nur 
wenn diese Schenkung festgestellt wird, kann die Klage Er­
folg haben. Das Berufungsgericht wird daher in erster Li­
nie zu prüfen haben, ob die von der Klägerin behauptete'
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Schenkung zustandegekommen ist. Die Beweislast liegt in­
soweit bei der Klägerin.

Der Annahme einer derartigen Schenkung steht entge­
gen der Auffassung der Revision nicht entgegen, daß es 
sich um den Erlaß einer Rente mit Versorgungs- (Unter­
halts-) Charakter handelt, deren einzelne Rentenbeträge 
nach der rechtlichen Ausgestaltung der Rente bei nicht­
rechtzeitigem Abruf ohnehin verfallen wären. Eine derarti­
ge Rente steht selbständig neben einem etwaigen Unterhalts­
anspruch. Sie kann, wie das Berufungsgericht zutreffend er­
kannt hat, für die Zukunft - auch schenkweise - mit der 
irlge erlassen werden, daß Ansprüche auf die künftigen 
Rentenbeträge erst garnicht entstehen.

Sollte sich ergeben, daß der behauptete Erlaßver- 
trag im Jahre 1973 zustandegekommen ist, dann wird auch 
zu prüfen sein, ob die Erblasserin im Hinblick auf die 
wirtschaftliche Lage des von dem Beklagten ererbten Un­
ternehmens nicht ohnehin aus Rechtsgründen, etwa nach den 
Grundsätzen der ergänzenden Testamentsauslegung, eine Kür­
zung der ihr vermachten Rente hätte hinnehmen müssen.
Auch wenn die Erblasserin erkennbar nur geglaubt haben 
sollte, sie könne die ihr vermachte Rente im Hinblick auf 
die schlechte Lage des Unternehmens nicht in voller Höhe 
beanspruchen, stünde das der Annahme einer Einigung über, 
die Unentgeltlichkeit der Zuwendung, wie sie für eine 
Schenkung vorausgesetzt wird, entgegen.



Falls die Rente im Jahre 1973 in der behaupteten 
Weise schenkweise erlassen worden ist, wird weiter zu 
prüfen sein, ob ein entsprechender Erlaßvertrag, wie der 
Beklagte behauptet, nicht bereits im Jahre 1 9 7 0 zustande- 
gekommen war. Alsdann wäre für einen Pflichtteilsergän- 
zungsanspruch gemäß ö 2325 BGB kein Raum. In diesem Zu­
sammenhang käme es auch darauf an, wie die behaupteten 
Erklärungen der Erblasserin aus dem Jahre 1970 auszule­
gen sind, insbesondere ob die Erblasserin auf den größten 
Teil ihrer Rente nur im Hinblick auf die damals ungünstige 
wirtschaftliche Lage des Unternehmens und nur "vorläufig" 
verzichten wollte, oder ob ihr Verzicht auch unabhängig 
von einer späteren Besserung der Verhältnisse für die 
Zukunft uneingeschränkt fortbestehen sollte.

Vorsorglich ist weiter darauf hinzuweisen, daß der 
Erlaß einer Geldforderung nach höchstrichterlicher 
Rechtsprechung (RGZ 80, 155 ff; vgl. z.B. Staudinger/ 
Ferid/Cieslar, BGB 12. Aufl. § 2325 Rdn. 65) wie die 
Schenkung einer verbrauchbaren Sache zu behandeln ist 
(§ 2325 Abs. 2 Satz 1 BGB), sodaß es gegebenenfalls einer 
Bewertung des erlassenen Rententeils auf den Stichtag 
der Schenkung bedarf.



Für die Annahme fortlaufender monatlicher Schen­
kungen in Höhe von jeweils 3.000,- DM durch Nichtabruf 
gibt der Klägervortrag kei'nen ausreichenden Anhalt.

Dr. Schmidt-Kessel

Dr. Zopfs Dr. Ritter

Dr. Hoegen Dehner
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